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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zum Siebenten Gesamtbericht der Kommission 

der Europäischen Gemeinschaften über die Tätigkeit der Gemeinschaften 

im Jahre 1973 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

— in Kenntnis des Siebenten Gesamtberichts der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
über die Tätigkeit der Gemeinschaften im Jahre 
1973 (Dok. 368/73) sowie ihres Tätigkeitspro- 
gramms für das Jahr 1974 und ihrer Erklärung 
zur Lage der Gemeinschaft ^); 

— in Kenntnis des von Herrn Rossi gemäß seiner 
Entschließung-) vom 14. Februar 1974 vorge- j 
legten Berichts (Dok. 73/74); 

— im Bewußtsein der Verantwortlichkeiten, die ihm 
als Versammlung der Volksvertreter der in der 
Gemeinschaft vereinigten Mitgliedstaaten zufal- 
len; 


A. Die Lage der Gemeinschaft 

1. erinnert an die Bedeutung des gemeinschaft- 
lichen Besitzstands und die positiven Ergebnisse, 
die bei der wirtschaftlichen und sozialen Integra- 
tion erzielt wurden und die Gemeinschaft in die 
Lage versetzt haben, sich als eine fortschrittliche 
Kraft durchzusetzen; 

2. stellt fest, daß sich die ernsten Schwierigkeiten, 
denen sich die Gemeinschaft im Jahre 1973 gegen- 
übersah, durch die äußerst einschneidenden Ver- 
änderungen in der weltweiten Wirtschafts- und 
Währungslage überstürzt haben; ist jedoch der An- 
sicht, daß ihre tieferen Wurzeln in einem übertech- 
nisierten Vorgehen beim europäischen Aufbau, in 
der entsprechenden Schwächung der politischen 
Rolle der Gemeinschaftsorgane sowie in der man- 
gelnden Parallelität zwischen der Entwicklung der 
Wirtschaftsunion und derjenigen der Politischen 
Union zu suchen sind; 

1) Vgl. KOM (74) 150 endg. vom 31. Januar 1974 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 23 
vom 8. März 1974, S. 63 


3. brandmarkt die schrittweise Verschlechterung 
des gemeinsamen Beschlußfassungssystems, das im 
Zeichen einer Schwächung des Initiativrechts der 
Kommission und zugleich einer zunehmenden Läh- 
mung des Rates stand, und stellt fest, daß diese Ver- 
schlechterung bei der Suche nach den übergeordne- 
ten Interessen der Gemeinschaft zu einer Verzicht- 
haltung sowie zu einem unersprießlichen Wider- 
streit der nationalen Interessen führt; 

4. bedauert, daß es den Gipfelkonferenzen von 
1972 und 1973 trotz des Stellenwertes der damals 
übernommenen Verpflichtungen bislang noch nicht 
gelungen ist, den Aufbau der Gemeinschaft wirk- 

I lieh voranzubringen, und zeigt sich besorgt über 
1 etwaige Auswirkungen dieser Demonstration der 
' Ohnmacht auf die öffentliche Meinung in den Mit- 
I gliedsländern, vor allem bei den langfristigen Ver- 
: pflichtungen, wie beispielsweise der Errichtung der 
: Europäischen Union, die für die Zukunft der Ge- 
i meinschaft entscheidend sind; 
j 

i 5. betont nachdrücklich die fundamentale Rolle, 
welche die Institution der Volksvertretung beim 
Aufbau eines geeinten Europa zu spielen hat, und 
mithin die Dringlichkeit einer echten Verstärkung 
ihrer Aktivität und ihrer Befugnisse; 

I 6. ist zutiefst überzeugt, daß nur eine engere po- 
I litische Integration die Gemeinschaft in die Lage 
I versetzen kann, ihre Identität auf der weltpoliti- 
schen Bühne im Rahmen ihrer traditionellen Bünd- 
nisse und der westlichen Welt, der sie angehört, zu 
bestätigen und sich voll dazu zu bekennen-, 

i 

7. bekräftigt feierlich, daß sowohl die Erfahrungen 
in fünfzehn Jahren des Bestehens der Gemeinschaft 
■ als auch die neuen Erfordernisse der gegebenen in- 
I ternationalen Lage deutlich zeigen, daß es für kei- 
I nen einzelnen der neun Mitgliedstaaten eine Alter- 
; native zu dem Weg der europäischen Integration 
! gibt und daß ein geeintes Europa für die Erhaltung 
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eines außergewöhnlichen Aufbau- und Kulturzen- 
trums, für das weltweite Gleichgewicht und den 
Schutz des Friedens nach wie vor unerläßlich ist; 


B. Tätigkeit der Gemeinschaft im Jahre 1973 

8. würdigt die von der Kommission unter den be- 
sonders schwierigen Voraussetzungen des Jahres 
1973 unternommenen Anstrengungen für die Unter- 
breitung der für den weiteren Ausbau der Gemein- 
schaftsmaßnahmen erforderlichen Vorschläge, stellt 
jedoch fest, daß sie durch die Unregelmäßigkeit 
und die Lähmung der Mechanismen der Gemein- 
schaft und vor allem derjenigen des Rats, sowie 
durch zwei äußere Probleme (Währungskrise, Ener- 
giekrise) vor schweren Hindernissen standen; 

1. Die wirtschaftliche Organisation der Gemeinschaft 

Die Wirtschafts- und Währungsunion 

9. weist auf die großen Fortschritte hin, die im 
Bereich der Wettbewerbspolitik gemacht worden 
sind, und ersucht die Kommission, es regelmäßig 
über den Stand der Anwendung der Verordnung 
über die Kontrolle von Unternehmenszusammen- 
schlüssen nach deren Inkrafttreten zu informieren; 

10. bedauert, daß die Gemeinschaft trotz der gro- 
ßen Erwartungen, welche die Gipfelkonferenz vom 
Oktober 1972 in Paris geweckt hatte, auf dem Wege 
zur Wirtschafts- und Währungsunion im Jahre 1973 
zurückgeworfen wurde; 

11. stellt fest, daß diese Situation hauptsächlich 
durch die Haltung des Rats herbeigeführt wurde, 
ist jedoch der Ansicht, daß es Sache der Kommis- 
sion ist, zu gegebener Zeit scharf umrissene kon- 
krete Vorschläge zur Überwindung der aufgetrete- 
nen Schwierigkeiten zu unterbreiten; 

12. fordert die Kommission auf, unverzüglich prä- 
zise Vorschläge zu unterbreiten mit dem Ziel, der 
Gemeinschaft echte Entscheidungsbefugnisse auf dem 
Wirtschafts- und Währungssektor zu übertragen; 

Der Gemeinschaftshaushalt 

13. bedauert es, daß es wegen des im wesentlichen 
deskriptiven Charakters des Gesamtberichts nicht 
möglich ist, im Finanz- und Haushaltsbereich eine 
zusammenhängendere Gesamtpolitik herauszuarbei- 
ten, während die Bedeutung der Haushaltsmassen 
der Gemeinschaft mit der Entwicklung der gemein- 
samen Politiken ständig wächst; 

14. äußert seine Enttäuschung über die schwerwie- 
genden Mängel der geänderten Vorschläge der Kom- 


mission über die Verstärkung der Haushaltsbefug- 
! nisse des Parlaments, bei denen in der Entschließung 
vom 5. Oktober 1973 zum Ausdruck gebrachte be- 
stimmte wesentliche Standpunkte, insbesondere in 
bezug auf die Mitentscheidung des Parlaments bei 
den Rechtsakten mit beträchtlicher finanzieller Aus- 
wirkung, nicht berücksichtigt wurden; 

15. unterstreicht den Anteil der Kommission an der 
Verantwortung für die Verzögerung bei der Vor- 
j läge ihrer diesbezüglichen Vorschläge und erklärt 
I nachdrücklich, daß es eine Verschiebung der zum 
I 1. Januar 1975 von der Kommission und vom Rat 
eingegangenen Verpflichtungen auf spätere Termine 
nicht akzeptieren kann; 

j 16. bedauert, daß die Beschlüsse bei der Steuer- 
I harmonisierung und insbesondere der Festlegung 
einer einheitlichen Bemessungsgrundlage für die 
Mehrwertsteuer nicht rechtzeitig gefaßt werden 
konnten, um die Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
daß die Regelung für die Eigeneinnahmen der Ge- 
meinschaft bereits am 1. Januar 1975 angewandt 
werden kann, und fordert nachdrücklich, daß diese 
Beschlüsse rasch gefaßt werden, damit die etwaige 
I Übergangsregelung, die eingeführt werden muß, von 
möglichst kurzer Dauer ist; 

17. würdigt die Bemühungen der Kommission bei 
der Reorganisation der Verwaltungsstrukturen für 
die Finanzkontrolle, ist jedoch der Ansicht, daß eine 
echte Kontrolle der Eigenmittel und der Gemein- 
schaftsausgaben eine tiefgreifende Änderung in der 

I Art und dem Geist der bisherigen Beziehungen zwi- 
I sehen der Kommission und den Mitgliedstaaten auf 
I diesem Gebiet erfordert; 

18. weist darauf hin, daß der Entwurf des Gesamt- 
' haushaltsplans, mit dem es alljährlich befaßt wird, 

nur die globale Politik und die entsprechenden Ein- 
zelmaßnahmen widerspiegelt, die bereits vor der 
Ausarbeitung des Haushaltsdokuments angenom- 
men werden, und bedauert daher, daß über die Aus- 
arbeitung dieser Politik und der für ihre Durchfüh- 
rung wichtigsten Rechtsakte noch immer kein be- 
; friedigender Dialog zwischen dem Parlament einer- 
seits und der Kommission und dem Rat anderer- 
seits stattgefunden hat; 

Das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
und der Zollunion 

19. ist der Ansicht, daß die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit trotz der im Jahre 1973 auf 

: dem Gebiet des Bankgewerbes und des Versiche- 
; rungswesens erzielten Fortschritte wegen des be- 
; trächtlichen Rückstands, zu dem es auf diesem Ge- 
; biet nach und nach gekommen ist, bei den Gemein- 
schaftsorganen größere Beachtung finden muß; 

20. hält es für unannehmbar, daß der freie Dienst- 
leistungsverkehr noch keinem einzigen freien Beruf 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments vom 29. Mai 1974 ~ 00 17 68 39 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCksachO 7/2217 


zugute gekommen ist, und ersucht um Anwendung 
der in Artikel 57 des EWG-Vertrags enthaltenen 
Bestimmung, wonach der Rat mit qualifizierter Mehr- 
heit Richtlinien für die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome erlassen kann; 

21. ersucht den Rat, die vorgeschlagenen Richt- 
linien zur Harmonisierung der nationalen Vorschrif- 
ten über das Gesellschaftsrecht so bald wie mög- 
lich zu erlassen; 

22. teilt die Besorgnis der Kommission über die 
Abkapselung der Märkte der öffentlichen Liefer- 
aufträge und empfiehlt ihr die Anwendung von Ar- 
tikel 235 des EWG-Vertrags zur Ausweitung der 
Liberalisierungsbemühungen auf möglichst viele Be- 
reiche innerhalb des halböffentlichen Sektors; 

Die gemeinsame Agrarpolitik 

23. stellt fest, daß die Störungen im internationa- 
len Währungssystem auch 1973 die Einheit des ge- 
meinsamen Agrarmarktes beeinträchtigt haben, ist 
jedoch der Ansicht, daß der weitere Aufbau der 
Wirtschafts- und Währungsunion die Möglichkeit 
bieten wird, die Mechanismen der gemeinsamen 
Agrarpolitik wiederherzustellen; ist daher der Auf- 
fassung, daß die gemeinsame Agrarpolitik auch in 
Zukunft auf Kriterien beruhen sollte, bei denen 
unter allen Marktbedingungen sowohl die Interes- 
sen der Erzeuger als auch die der Verbraucher be- 
rücksichtigt werden; 

24. hebt mit Genugtuung hervor, daß die gemein- 
same Agrarpolitik gegenüber der weltweit um sich 
greifenden Inflation eine mäßigende Rolle gespielt 
hat und einen Stabilitätsfaktor für die Nahrungsmit- 
telpreise in der gesamten Gemeinschaft unter Ein- 
beziehung der drei neuen Mitgliedstaaten bildete, 
denen die Ausgleichsabgaben auf Grund des Bei- 
tritts zugute kommen; 

25. ist der Ansicht, daß man weiterhin um ein 
besseres Gleichgewicht einerseits zwischen den Prei- 
sen des Viehzucht- und Anbausektors und anderer- 
seits zwischen den Getreidepreisen entsprechend 
ihrem Futterwert bemüht sein muß, und ersucht den 
Rat, die Richtlinie zur Einführung einer Sonderrege- 
lung zur Unterstützung der Landwirtschaft in Berg- 
gebieten und bestimmten benachteiligten Gebieten 
zu vervollständigen; 

26. vertritt die Auffassung, daß die fundamentalen 
Grundsätze der gemeinsamen Agrarpolitik beibe- 
halten und beachtet werden müsen, räumt jedoch 
ein, daß bestimmte Anpassungen, die sich aus der 
Entwicklung der Weltkonjunktur ergeben, unter 
Einhaltung der Verpflichtungen gegenüber den Dritt- 
ländern zweckmäßig sind; 

Die Regionalpolitik 

27. unterstützt die Äußerung der Kommission, daß 
die Wirtschafts- und Währungsunion ohne Aus- 


gleich der innergemeinschaftlichen regionalen Un- 
gleichgewichte nicht vorankommen kann, und be- 
dauert, daß der Rat trotz der von den Staats- bzw. 
Regierungschefs eingegangenen feierlichen Ver- 
pflichtungen noch keine Einigung über die Errich- 
tung eines europäischen regionalen Entwicklungs- 
fonds erzielen konnte; 

28. ist der Ansicht, daß die Kommission vordring- 
lich die einzelstaatlichen Regionalpolitiken effektiv 
koordinieren muß, und ersucht sie ferner, eine glo- 
bale Raumordnungspolitik auf europäischer Ebene 
zu konzipieren und durchzuführen; 

Die Energiepolitik 

29. weist auf den bescheidenen Charakter der 
energiepolitischen Vorschläge der Kommission und 
auf die Notwendigkeit von Maßnahmen hin, die 
der weltweiten Entwicklung in diesem Sektor wirk- 
lich angemessen sind; 

30. bedauert, daß die Kommission trotz der Be- 
schlüsse der Konferenz der Staats- bzw. Regierungs- 
chefs in Kopenhagen nicht in der Lage war, den 
Rat und die Mitgliedstaaten von der entscheidenden 
Bedeutung und Dringlichkeit einer gemeinsamen 
Energiepolitik zu überzeugen; 

31. ersucht daher die Kommission und den Rat, 
unverzüglich die notwendigen Schritte zu fördern, 
um die Gemeinschaft mit integrierten oder koordi- 
nierten und vollständig unabhängigen Energieträ- 
gern zu versorgen; 

Die Forschungs- und Technologiepolitik 

32. nimmt zur Kenntnis, daß durch die Annahme 
des Mehrjahresforschungsprogrammes neue Aussich- 
ten für Fortschritte auf Gemeinschaftsebene in die- 
sem Bereich eröffnet werden; 

33. begrüßt das breit angelegte Aktionsprogramm 
für die Wissenschafts- und Technologiepolitik, wie- 
derholt jedoch seine Forderung, derartige Vorschlä- 
ge in ein umfassenderes und detaillierteres zweites 
Aktionsprogramm umzusetzen. 

Die Verkehrspolitik 

34. begrüßt, daß die Kommission am 24. Oktober 
1973 als Mitteilung an den Rat eine umfassende 
Konzeption für eine gemeinsame Verkehrspolitik 
vorgelegt hat, und billigt die im Jahr 1973 auf die- 
sem Gebiet ergriffenen Initiativen; 

35. fordert alle Institutionen der Gemeinschaft auf, 
dazu beizutragen, daß der Neubeginn auf dem Ge- 
biet der Verkehrspolitik bereits ab 1975 erste Aus- 
wirkungen im Bereich der Freizügigkeit und Gerech- 
tigkeit in der Verkehrswirtschaft der Gemeinschaft 
zeitigen kann; 
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Das Gemeinschaf tsrecht 

36. fordert die Kommission auf, soweit erforderlich 
von Artikel 235 des EWG-Vertrags als Rechtsgrund- 
lage für ihre Vorschläge an den Rat tatsächlich Ge- 
brauch zu machen, wie ja auch von der Pariser 
Gipfelkonferenz vom Oktober 1972 empfohlen 
wurde; 

37. betont die Dringlichkeit von Gemeinschafts- 
normen zum Schutz der Grundrechte des Staatsbür- 
gers im Zusammenhang mit der Anwendung be- 
stimmter Informatiksysteme für die Dokumentation 
zu Auskunftszwecken (Datenbanken); 

38. erwartet, daß die Kommission, möglichst in 
enger Zusammenarbeit mit dem Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften, die Information über 
das Gemeinschaftsrecht intensiviert; 


II, Die Gemeinschaft im Dienste des Menschen 

Die Sozialpolitik 

39. billigt die von der Kommission im sozialpoliti- 
schen Aktionsprogramm festgelegten Prioritäten 
und begrüßt die von der Kommission begonnenen 
Initiativen betreffend die behinderten Arbeitneh- 
mer und die Wanderarbeiter; 

40. bedauert, daß die Gemeinschaft, vor allem im 
Rahmen des neuen Europäischen Sozialfonds, nicht 
über ausreichende administrative und finanzielle 
Mittel verfügt, um einen echten Beitrag zur Ver- 
besserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
Bevölkerung Europas zu leisten; 

41. bedauert, daß es infolge von Meinungsver- 
schiedenheiten mit dem Rat nicht möglich war, die 
von der Pariser Gipfelkonferenz vorgeschlagene 
Drei-Parteien-Konferenz im Jahre 1973 abzuhalten; 

Die Volksgesundheits- und Umweltpolitik 

42. betont nachdrücklich die hohe Bedeutung einer 
gemeinsamen Politik der Volksgesundheit und des 
Umweltschutzes, um die menschlichen Dimensionen 
des gemeinsamen Vorgehens zu erhalten und der 
Bevölkerung eine wünschenswerte Lebensqualität 
sicherzustellen; 

43. besteht darauf, daß das erste Programm zur 
Unterrichtung und zum Schutz der Verbraucher, ins- 
besondere unter Anwendung vorrangiger Maßnah- 
men in bestimmten Sektoren wie Verbraucherkre- 
dite, Verbraucherberatungsdienste sowie Reform 
des Lebensmittelrechts einschließlich Warenkenn- 
zeichnung umgehend durchgeführt wird; 

44. bedauert die völlig unbefriedigenden Fort- 
schritte in Richtung auf einen freien Verkehr von 


Arzneimitteln innerhalb der Gemeinschaft und for- 
dert nachdrücklich, daß im Jahre 1974 endlich eine 
Harmonisierung in diesem Bereich herbeigeführt 
wird, damit der freie Arzneimittelmarkt der Ge- 
meinschaft wenigstens teilweise funktionieren kann; 

Die Informations- und Jugendpolitik 

45. fordert die Kommission auf, ihm genaue Aus- 
künfte über die Verwendung der ihr zur Verfügung 
gestellten Informationsmittel zu geben und ihm über 
die Tätigkeit ihrer Informationsbüros in der Gemein- 
schaft und insbesondere in den neuen Mitgliedstaa- 
ten und den Drittländern zu berichten; 

46. fordert die Kommission mit Nachdruck auf, ihre 
Informationstätigkeit für die Jugend zu verstärken, 
um sie mit den Problemen der Gemeinschaft ver- 
traut zu machen und sie über die Grenzen hinweg 
in Verbindung zu bringen; 

III. Die Gemeinschaft in der Welt 

47. erinnert an die erhöhte Verantwortung der 
Gemeinschaft in der Welt und daran, daß sie sich 
in einem riesigen Netz von Beziehungen zu drit- 
ten Ländern und internationalen Organisationen be- 
findet; 

Die politische Zusammenarbeit 

48. begrüßt die Erklärung über die europäische 
Identität, die auf der Kopenhagener Gipfelkonfe- 
renz vom 14. und 15. Dezember 1973 veröffentlicht 
wurde, ist jedoch der Ansicht, daß eine wahre euro- 
päische Identität zur Voraussetzung hat, daß die 
Gemeinschaft in ihren Außenbeziehungen mit einer 
Stimme spricht: 

49. fordert eine echte Stärkung der politischen 
Zusammenarbeit, die das Europa der Neun, gestützt 
auf die Gemeinschaft und ihre Institutionen in die 
Lage versetzt, in der Welt sein gesamtes Können 
und Leistungsvermögen im wirtschaftlichen und 
geistigen Bereich unter Beweis zu stellen; 

50. ist der Ansicht, daß die in der Erklärung über 
die europäische Identität erwähnten Probleme der 
europäischen Verteidigung im Rahmen der Gemein- 
schaft untersucht werden müssen; 

51. sieht in der auf der Kopenhagener Gipfelkon- 
ferenz gegebenen Bestätigung der Erklärung des 
Rates vom 6. November 1973 über das Nahostpro- 
blem einen konstruktiven Beitrag der Gemeinschaft 
zur Schaffung eines dauerhaften und gerechten Frie- 
dens in diesem Gebiet; 

52. würdigt es, daß es den Mitgliedstaaten gelun- 
gen ist, bei der Konferenz für Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa ihre Standpunkte zu koor- 
dinieren; 
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53 . fordert die Kommission und den Rat sowie die 
Regierungen der Mitgliedstaaten auf, alles daranzu- 
setzen, um einen konstruktiven Dialog zwischen 
der Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten von 
Amerika anzuregen; 


Die Außenwirtschaftsbeziehungen 

54 . unterstützt die Bemühungen der Kommission, 
die Anerkennung der Gemeinschaft auf internatio- 
naler Ebene zu erreichen und wünscht eine syste- 
matische Aufnahme der Gemeinschaftsklausel in die 
bilateralen Abkommen der Mitgliedstaaten; 

55 . stellt fest, daß die Handelspolitik der Gemein- 
schaft am 1. Januar 1973 wirksam geworden ist 
und fordert nachdrücklich, daß die noch in den Zu- 
ständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten fallenden 
Abkommen über die Außenwirtschaftsbeziehungen 
in den Gemeinschaftsrahmen eingefügt werden; 

56 . begrüßt, daß es 1973 gelungen ist, mit den Ab- 
kommen zwischen der Gemeinschaft und den übrigen 
EFTA-Ländern eine Freihandelszone für gewerbliche 
Güter und Dienstleistungen zu schaffen; 

57 . unterstützt die Kommission in ihren Bemühun- 
gen, eine Gesamtpolitik für den Mittelmeerraum zu 
verwirklichen, und ersucht den Rat, das Mandat 
der Kommission in diesem Sinne zu erweitern; 

58 . begrüßt das mit Zypern abgeschlossene Ab- 
kommen und erwartet nun den Abschluß eines Ab- 
kommens mit den Maghreb-Ländern; 

59 . empfiehlt den weiteren Ausbau der im Assozi- 
ierungsabkommen zwischen der Gemeinschaft und 
der Türkei vorgesehenen Maßnahmen; 

60 . weist darauf hin, daß nur ein freies und demo- 
kratisches Griechenland all die im Assoziationsab- 
kommen mit der Gemeinschaft vorgesehenen Ver- 
günstigungen wahrnehmen kann; 

61 . bedauert, daß sich die Gemeinschaft nicht an 
den Verhandlungen über ein neues internationales 
Zuckerabkommen beteiligt hat, und wünscht, daß 
sie allen künftigen internationalen Rohstoffabkom- 
men beitreten kann; begrüßt es ferner, daß die 
Kommission bei den derzeit laufenden Verhandlun- 
gen über Artikel XXIV Absatz 6 des GATT-Abkom- 
mens eine aktive Rolle spielt; 

Zusammenarbeit und Entwicklungshilfe 

62 . ersucht den Rat und die Kommission, alles zu 
unternehmen, um das neue Assoziierungsabkom- 
men mit bestimmten afrikanischen und Common- 
wealth-Ländern am 1. Februar 1975 in Kraft zu set- 
zen und die Verwirklichung einer globalen Politik 


für die Zusammenarbeit in Entwicklungsfragen zu 
beschleunigen; 

63 . ersucht die Kommission, entsprechend den auf 
der IIL UNCTAD-Tagung ausgesprochenen Empfeh- 
lungen Vorschläge für die besondere Unterstützung 
der am wenigsten entwickelten Länder zu unter- 
breiten; 

64 . ist der Ansicht, daß das gemeinschaftliche all- 
gemeine Präferenzsystem für 1974 verbessert wer- 
den muß, um den Empfängerländern größere Vor- 
teile zu bieten, als ihnen nach dem im Jahre 1973 
von den Sechs und den drei neuen Mitgliedstaaten 
angewandten System gewährt wurden; 

65 . begrüßt die Nahrungsmittelhilfe, welche die Ge- 
meinschaft den Sahel-Ländern und Äthiopien ge- 
währt hat, und wünscht, daß diese Hilfsaktion auf 
Grund der großen Hungersnot, die dort und in den 
benachbarten Gebieten noch immer herrscht, ver- 
stärkt und beschleunigt wird; 

66. vertritt die Auffassung, daß die Definition der 
europäischen Identität eine echte Partnerschaft mit 
den Entwicklungsländern voraussetzt und fordert 
daher die Kommission auf, 

— die Entwicklungshilfepolitik der Mitgliedstaaten 
zu harmonisieren und zu koordinieren, 

— die Ausfuhr der Entwicklungsländer zu fördern, 

— die von den Entwicklungsländern durchgeführten 
Maßnahmen für die regionale Integration zu un- 
terstützen, 

— die Probleme der Verschuldung der Entwick- 
lungsländer stärker zu berücksichtigen; 


C. Die Zukunft der Gemeinschaft 

67 . besteht darauf, daß die Aktion der Gemein- 
schaft einen neuen Anstoß erhalten muß, der geeig- 
net ist, die bislang erzielten höchst bedeutsamen 
Ergebnisse zu bestätigen, die es ermöglichen, trotz 
der derzeitigen Schwierigkeiten konkrete Fort- 
schritte auf dem Weg zur wirtschaftlichen und poli- 
tischen Integration im demokratischen Europa zu 
erzielen; 

68 . richtet einen feierlichen Appell an die Parla- 
mente der Mitgliedsländer, mit einer Stimme zu 
sprechen und das Europäische Parlament in seinen 
Bemühungen zu unterstützen, die dahin gehen, die 
nationalen Regierungen für einen neuen energischen 
Anlauf beim Aufbau der Gemeinschaft zu gewinnen, 
um die Fortsetzung des Integrationsprozesses und 
die Verwirklichung einer echten Europäischen Union 
im Jahr 1980 zu gewährleisten; 

69 . schlägt vor, daß bei diesem neuen Anlauf drei 
vorrangige Maßnahmen im Mittelpunkt stehen: 
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— Demokratisierung und Effizienz der Gemein- 
schaft: durch die Verstärkung der Befugnisse des 
Europäischen Parlaments und die Entscheidung 
für seine allgemeine unmittelbare Wahl; durch 
die Rückkehr der Kommission und des Rats zu 
den Aufgaben, die ihnen durch die Verträge 
übertragen worden sind; 

— Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion: 
durch die Rückkehr zu einer Gemeinschaftsdis- 
ziplin im Währungssektor und eine effektive 
Koordinierung der nationalen Wirtschaftspolitik 
zur gemeinsamen Bekämpfung der ernsten Pro- 
bleme der Inflation; 

— Bestätigung der europäischen Solidarität und 
Identität: durch die Stärkung der politischen Zu- 
sammenarbeit, welche die Europäische Gemein- 
schaft in die Lage versetzt, im Bereich der Wirt- 
schaft wie auf politischem Gebiet in den großen 


internationalen Gremien mit einer Stimme zu 
sprechen; 

70 . spricht der Kommission sein Vertrauen aus 
sowie seine Überzeugung, daß sie fähig ist, bei der 
künftigen Entwicklung der Gemeinschaften eine ent- 
scheidende Rolle zu spielen; 

71 . beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschlie- 
ßung dem Rat und der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften zu übermitteln; 

72 . beauftragt ferner seinen Präsidenten, diese Ent- 
schließung den nationalen Parlamenten zu übermit- 
teln und ihnen vorzuschlagen, gleichzeitig eine De- 
batte abzuhalten, um die Aufmerksamkeit der 
Öffentlichkeit und der Regierungen auf den Ernst 
der bestehenden Probleme zu lenken. 
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